
Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) 

für das Online-Anmeldeverfahren des Berliner Turn- und Sportclub e.V. 

 

1. Geltungsbereich 

Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) gelten für alle Online-Anmeldungen zur 
Mitgliedschaft im Berliner Turn- und Sportclub e.V. (nachfolgend „Verein“) über das Online-Portal 
des Vereins. Sie regeln das Zustandekommen, die Inhalte und die Abwicklung des 
Mitgliedschaftsverhältnisses. Die Satzung sowie die geltenden Ordnungen des Vereins, 
insbesondere die Finanz- und Kassenordnung, die Datenschutzordnung und ggf. 
Abteilungsordnungen, sind Bestandteil dieser AGB. 
Der Verein informiert seine Mitglieder in geeigneter Weise (z. B. per E-Mail oder über die 
Vereinswebsite) über wesentliche Änderungen dieser Regelwerke. Die Anerkennung der Satzung 
sowie dieser AGB erfolgt durch die Anmeldung und ist Voraussetzung für den Abschluss des 
Mitgliedschaftsvertrages. 

 

2. Vertragsgegenstand 

Mit der Online-Anmeldung beantragt die antragstellende Person die Mitgliedschaft im Verein. 
Die Mitgliedschaft entsteht erst mit der schriftlichen oder elektronischen Aufnahmebestätigung 
durch die zuständige Abteilungsleitung gemäß § 3 Abs. 3 der Satzung. 
Ein Anspruch auf Mitgliedschaft besteht nicht. 

 

3. Anmeldung und Vertragsschluss 

3.1 Die Anmeldung erfolgt über das Online-Formular auf der Vereinswebsite. 
3.2 Nach Absenden des Formulars erhält die antragstellende Person eine automatische 
Eingangsbestätigung, die noch keine Annahme des Antrags darstellt. 
3.3 Die Entscheidung über die Aufnahme trifft die jeweils zuständige Abteilungsleitung im 
Rahmen der Satzungsbestimmungen. 
3.4 Die Mitgliedschaft beginnt mit dem Datum der Aufnahmebestätigung durch die 
Mitgliederverwaltung. 
3.5 Die Aufnahme kann insbesondere von der Teilnahme an einem Probetraining oder der 
Zustimmung der Abteilungsleitung abhängig gemacht werden, sofern dies in der Satzung oder 
Abteilungsordnung vorgesehen ist. 

 

4. Mitgliedsbeiträge und Zahlungsbedingungen 

4.1 Die Höhe der Mitgliedsbeiträge richtet sich nach der jeweils gültigen Finanz- und 
Kassenordnung. 
4.2 Die Beiträge sind im Voraus fällig und werden in der Regel im SEPA-Lastschriftverfahren 
eingezogen. 
Die Zahlung kann – je nach Wahl des Mitglieds – monatlich, quartalsweise, halbjährlich oder 
jährlich erfolgen. 
4.3 Gerät das Mitglied in Zahlungsverzug, können Mahngebühren und Verzugszinsen gemäß 
Finanzordnung erhoben werden. 



4.4 Die Beitragspflicht besteht unabhängig von der tatsächlichen Nutzung einzelner 
Sportangebote. Eine Rückerstattung erfolgt nicht bei Nichtteilnahme. 
4.5 Beitragsänderungen werden nach den satzungsgemäßen Regelungen beschlossen und den 
Mitgliedern rechtzeitig bekanntgegeben. 
4.6 Offene Beitragsforderungen bleiben auch nach Beendigung der Mitgliedschaft bestehen. Der 
Verein kann rückständige Beiträge selbst oder durch beauftragte Dritte (z. B. Rechtsanwälte oder 
Inkassodienstleister) geltend machen. 
Die Weitergabe personenbezogener Daten an Dritte zur Forderungsbeitreibung erfolgt nur im 
erforderlichen Umfang und unter Beachtung der DSGVO. 
4.7 Die Beitragspflicht endet mit dem Ende desjenigen Abrechnungszeitraums, in dem die 
Kündigung wirksam wird, sofern in der Satzung nichts anderes bestimmt ist. 

 

5. Beginn, Dauer und Beendigung der Mitgliedschaft 

5.1 Die Mitgliedschaft beginnt mit dem Datum der Aufnahmebestätigung. 
5.2 Die Mitgliedschaft kann nur zu den Terminen 31. März, 30. Juni, 30. September oder 31. 
Dezember eines Jahres beendet werden; die Kündigungsfrist beträgt drei Monate (§ 4 Abs. 2 
Satzung). 
5.3 Die Kündigung bedarf der Textform (§ 126b BGB); eine E-Mail an die Geschäftsstelle genügt. 
5.4 Ein Mitglied kann ausgeschlossen werden, wenn es trotz zweimaliger Mahnung mit fälligen 
Beiträgen oder Umlagen im Rückstand bleibt. Der Ausschluss darf erst beschlossen werden, 
wenn in der zweiten Mahnung der Ausschluss angedroht und eine Frist von zwei Monaten 
verstrichen ist (§ 4 Abs. 3 Satzung). 
5.5 Mit der Beendigung der Mitgliedschaft durch Austritt, Ausschluss, Tod oder Löschung 
erlöschen alle Ansprüche des Mitglieds gegenüber dem Verein. 
Das ausscheidende Mitglied ist verpflichtet, vereinseigene Gegenstände (z. B. Leihkleidung, 
Ausrüstung) sowie den Mitgliedsausweis unverzüglich zurückzugeben. 

 

6. Minderjährige und Erziehungsberechtigte 

6.1 Minderjährige unter 18 Jahren können nur mit Zustimmung der gesetzlichen Vertreter 
Mitglied werden. 
6.2 Die Online-Anmeldung gilt nur als wirksam, wenn sie durch die Erziehungsberechtigten 
erfolgt oder von diesen genehmigt wurde. 
6.3 Der Verein kann eine schriftliche Zustimmungserklärung oder einen Altersnachweis 
anfordern. 
6.4 Die gesetzlichen Vertreter übernehmen sämtliche Pflichten des minderjährigen Mitglieds, 
insbesondere die Beitragspflicht und die Einhaltung der Vereinsregeln. 
6.5 Mit der Zustimmung erklären sich die gesetzlichen Vertreter auch mit der Verarbeitung 
personenbezogener Daten gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO und der Datenschutzordnung des 
Vereins einverstanden. 

 

 

 

 



 

7. Widerrufsrecht 

7.1 Ein gesetzliches Widerrufsrecht nach § 355 BGB besteht nicht, da es sich um ein 
satzungsrechtliches Mitgliedschaftsverhältnis handelt. 
7.2 Die Vereinsmitgliedschaft ist kein Fernabsatzvertrag im Sinne des BGB. 
7.3 Der Verein gewährt freiwillig ein Widerrufsrecht von 14 Tagen ab Zugang der 
Aufnahmebestätigung, ohne Angabe von Gründen, sofern noch keine Vereinsleistungen in 
Anspruch genommen wurden. 
7.4 Der Widerruf ist in Textform (§ 126b BGB) per E-Mail oder Brief an den Verein zu richten. 
7.5 Bereits gezahlte Beiträge werden im Fall eines wirksamen Widerrufs anteilig erstattet. 

 

8. Verhaltensregeln und Sanktionen 

8.1 Mitglieder verpflichten sich, die Satzung, Ordnungen und Weisungen der 
Vereinsverantwortlichen einzuhalten. 
8.2 Bei Verstößen gegen Vereinsregeln, Interessen oder bei unsportlichem Verhalten kann der 
Vorstand oder die zuständige Abteilungsleitung Sanktionen bis hin zum Ausschluss 
aussprechen. 
8.3 Vor einem Ausschluss ist dem Mitglied Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben; das 
Verfahren richtet sich nach der Satzung. 
8.4 Eine Erstattung von Beiträgen im Falle eines Ausschlusses erfolgt nicht. 

 

9. Datenschutz 

9.1 Die im Rahmen der Anmeldung erhobenen personenbezogenen Daten werden 
ausschließlich zur Abwicklung der Mitgliedschaft verarbeitet (Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO). 
9.2 Es gilt die Datenschutzordnung des Vereins in ihrer jeweils gültigen Fassung 
9.3 Eine Weitergabe an Dritte erfolgt nur, soweit dies zur Erfüllung des 
Mitgliedschaftsverhältnisses erforderlich oder gesetzlich vorgeschrieben ist. 
9.4 Mitglieder haben das Recht auf Auskunft, Berichtigung und Löschung ihrer 
personenbezogenen Daten gemäß den gesetzlichen Bestimmungen. 
9.5 Offizielle Mitteilungen des Vereins, die personenbezogene Daten betreffen, können sowohl 
per E-Mail als auch postalisch erfolgen. 

 

10. Technischer Haftungsausschluss 

10.1 Der Verein haftet nicht für technische Störungen bei der Datenübertragung oder der 
Verfügbarkeit der Online-Plattform, sofern keine vorsätzliche oder grob fahrlässige 
Pflichtverletzung vorliegt. 
10.2 Eine verspätete oder fehlgeschlagene Übermittlung von Anträgen führt nicht automatisch 
zum Mitgliedschaftsabschluss. 

 

 

 



 

11. Haftung des Vereins 

11.1 Der Verein haftet nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit. 
11.2 Für Schäden, die im Rahmen von Vereinsaktivitäten entstehen, gelten die Bedingungen der 
über den Landessportbund Berlin bestehenden Sportversicherung. 
11.3 Eine Haftung für mitgebrachte Gegenstände oder Wertsachen ist ausgeschlossen, soweit 
gesetzlich zulässig. 

 

12. Änderungen der AGB 

12.1 Der Verein kann diese AGB an geänderte rechtliche oder organisatorische 
Rahmenbedingungen anpassen. 
12.2 Änderungen werden den Mitgliedern rechtzeitig per E-Mail oder schriftlich mitgeteilt. 
12.3 Sie gelten als genehmigt, wenn kein Widerspruch innerhalb von vier Wochen nach Zugang 
erfolgt, sofern die Änderungen nicht wesentliche Rechte oder Pflichten der Mitglieder betreffen. 
12.4 Wesentliche Änderungen bedürfen der Zustimmung des Vorstands oder – sofern 
satzungsgemäß erforderlich – der Mitgliederversammlung. 
12.5 Rein redaktionelle oder gesetzlich erforderliche Anpassungen bedürfen keiner 
Zustimmung. 

 

13. Schrift- und Textform 

13.1 Änderungen der Mitgliedsdaten, Abteilungswechsel, Kündigungen oder sonstige Anträge 
bedürfen der Textform (§ 126b BGB). 
13.2 Eine Mitteilung per E-Mail an die zuletzt bekannt gegebene Adresse genügt der Textform. 
13.3 Mündliche Erklärungen gegenüber Übungsleitern oder anderen Mitgliedern sind rechtlich 
unverbindlich. 

 

14. Schlussbestimmungen 

14.1 Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 
14.2 Erfüllungsort und Gerichtsstand ist, soweit gesetzlich zulässig, Berlin. 
14.3 Sollte eine Bestimmung dieser AGB unwirksam sein oder werden, bleibt die Wirksamkeit 
der übrigen Bestimmungen unberührt. 
An die Stelle der unwirksamen Regelung tritt eine solche, die dem wirtschaftlichen Zweck der 
ursprünglichen am nächsten kommt. 

 


